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Die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung Hamburgs geht davon aus, dass nur 
eine Zurücknahme kontraproduktiver Regelungen aus der Vergangenheit, die Beendigung der 
Budgetierung , Niederlassungsfreiheit und die Erhöhung von Medizinstudienplätzen ein Weg zur 
Zukunftssicherung der ambulanten Medizin wären. 
 
Die VV der KV Hamburg begrüßt, dass der Referentenentwurf vorsieht, einen Einstieg in den Aus-
stieg aus der Budgetierung zu planen und die VV geht davon aus, dass im Gesetzgebungsverfah-
ren dieses Ziel weiter verfolgt werden wird. 
 


